
 

 

  

Kernforderungen zur Bundestagswahl 2017 

Solidarität und soziale Gerechtigkeit müssen im 

Mittelpunkt des Handelns von Staat, Gesellschaft 

und Wirtschaft stehen. 

Unsere leistungsstarken sozialen Sicherungssysteme tra-

gen entscheidend zum Erhalt der sozialen Stabilität und 

des sozialen Friedens in der Bundesrepublik Deutschland  

bei. Der deutschen Wirtschaft geht es so gut wie lange  

nicht mehr. Gleichwohl steht der 19. Deutsche Bundestag,  

der im Herbst 2017 gewählt  

wird, vor großen Herausfor-

derungen. Denn der Wohl-

standszuwachs kommt nicht  

bei allen an. Die Vertei

lungsungleichheit hat sogar zugenommen. Auch gilt es,  

die mit der Ankunft der vielen geflüchteten Menschen ab 

Sommer 2015 verbundenen großen Herausforderungen zu  

lösen und ein Auseinanderdriften der Gesellschaft zu ver

hindern. Dies kann nur mit einem gesamtgesellschaft­

lichen Kraftakt gelingen, an dem Bund, Länder, 

Kommunen sowie Wirtschaft und Zivilgesellschaft mit-

wirken. Dabei müssen Solidarität und soziale Gerechtig­

keit im Mittelpunkt des Handelns von Staat, Gesellschaft 

und Wirtschaft stehen. 

Der im Weltkriegsjahr 1917  

gegründete und dem Frie

den verpflichtete SoVD 

­

­
blickt 2017 auf eine 100-jährige Geschichte des Engage

ments für soziale Gerechtigkeit zurück. Vor diesem Hin-

tergrund erhebt der Bundesvorstand des SoVD die  

folgenden Kernforderungen zur Bundestagswahl 2017: 

­

­

1 Sozialstaat stärken 

Verteilungsgerechtigkeit  

herstellen 

Einkommen und Vermögen in Deutschland sind mit dem Ziel umzuverteilen, Ungleich-

heit und Armut zu überwinden. Der private Reichtum muss stärker zur Finanzierung der 

öffentlichen Daseinsvorsorge herangezogen werden. Die Abgabenlast ist auf die Gesamt

heit der Steuerpflichtigen – entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit – zu verteilen; hierzu 

sind erhebliche Änderungen im geltenden Steuerrecht erforderlich, insbesondere die Ein

führung einer Vermögenssteuer und die Anhebung der Spitzensteuersätze. 

­

­

Soziale Sicherung stärken Die sozialen Sicherungssysteme müssen finanziell so ausgestattet werden, dass sie ihre  

Aufgaben bedarfsgerecht erfüllen können. Die sozialen Leistungen und Rechte müssen  

gestärkt und die Privatisierung muss beseitigt werden. Die Sozialversicherung ist wie

der paritätisch zu finanzieren. 

­

Bezahlbares Wohnen  

gewährleisten 

Wohnen ist ein Grundrecht und muss allen Bevölkerungsschichten in Deutschland  

ermöglicht werden. Damit Wohnen nicht zum Luxus wird, ist der soziale Wohnungsbau  

erheblich auszubauen mit dem Ziel, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. Die Privatisie

rung des Bestands an öffentlichen Wohnungen ist zu beenden und wieder zurückzufüh

ren. Den Bedürfnissen von älteren Menschen sowie Menschen mit Behinderungen muss  

entsprochen werden, indem eine ausreichende Anzahl an barrierefreiem Wohnraum zur  

Verfügung gestellt wird. 

­

­



  

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

  

 

 

 

 

2 Engagiert für und mit Menschen mit Behinderungen 

Arbeit und Beschäftigung 

schwerbehinderter Men­

schen verbessern 

Barrierefreiheit in 

allen Lebensbereichen 

verwirklichen 

Inklusive Bildung 

voranbringen 

Menschen mit Behinderungen sind am Arbeitsmarkt stark benachteiligt und ihre Zahl steigt. 

Deshalb muss ihre Beschäftigung auch in einer sich ändernden Arbeitswelt  ermöglicht und 

politisch forciert werden. Die Beschäftigungspflichtquote für Unternehmen und Verwaltung 

ist bedarfsgerecht auf mindestens 6 Prozent zu erhöhen, einzufordern und arbeitsmarktpoli­

tisch zu unterstützen. Die Ausgleichsabgabe ist darüber hinaus besonders für Unternehmen 

anzuheben, die entgegen ihrer Pflicht nicht einen einzigen schwerbehinderten Menschen 

beschäftigen. Auch langzeitarbeitslose und ältere schwerbehinderte Menschen haben ein 

Recht auf Teilhabe an Arbeit; dieses ist vorrangig in Unternehmen und Verwaltung sowie 

ergänzend in Inklusionsbetrieben und Werkstätten für behinderte Menschen sicherzustellen. 

Inklusion und Teilhabe gelingen nur mit umfassender Barrierefreiheit. Hier braucht es 

endlich gesetzlich verbindliche Vorgaben und finanzielle Anreize zur Barrierefreiheit 

für die Privatwirtschaft. Es liegt auch im Interesse einer alternden Gesellschaft, dass 

Bahnen und Taxis, Wohnungen und Hotels, Arztpraxen und Gesundheitsdienste, Ein­

kaufsläden und Internetportale, Geldautomaten und anderes für alle nutzbar werden. 

Inklusive Bildung ist Verpflichtung des gesamten Bildungssystems. Der SoVD fordert 

qualitativ hochwertige gemeinsame Bildungsangebote für Menschen mit und ohne Be­

hinderungen. Hierfür bedarf es verbindlicher Qualitätsmaßstäbe, umfassender Fortbil­

dungsangebote, systematischer Umsetzungsprozesse und Barrierefreiheit.  Bund, Län­

der, Kommunen und Rehabilitationsträger stehen in der gemeinsamen Verantwortung. 

3 Mehr soziale Sicherheit im Alter und bei Erwerbsminderung 

Rentenniveau stabilisieren 

und wieder anheben 

Altersarmut wirksam 

bekämpfen 

Deutsche Einheit 

vollenden 

Das sogenannte Drei-Säulen-Modell der Alterssicherung hat sich als nicht tragfähig  

erwiesen. Nur ein stabiles und lebensstandardsicherndes Rentenniveau in der gesetz

lichen Rentenversicherung garantiert heutigen Rentnerinnen und Rentnern sowie den  

jüngeren Generationen eine verlässliche und auskömmliche Rente. Die Kürzungsfak

toren in der Rentenanpassungsformel sind zu streichen und das Rentenniveau schritt

weise wieder auf das lebensstandardsichernde Niveau von 53 Prozent anzuheben. 

­

­

­

Altersarmut muss durch vielfältige Leistungsverbesserungen bekämpft werden. Dazu gehö

ren ein verbesserter Aufbau von Rentenansprüchen in der Erwerbsphase, insbesondere auch  

durch Beiträge für Langzeitarbeitslose, sowie bessere Leistungen in der Rentenbezugsphase.  

Bei der Grundsicherung im Alter sind bedarfsgerechte Regelsätze festzusetzen und Renten

freibeträge vorzusehen. Die Abschläge bei den Erwerbsminderungsrenten sind abzuschaffen.  

­

­

Nach mehr als 25 Jahren ist die Deutsche Einheit im Rentenrecht immer noch nicht  
erreicht. Es ist an der Zeit, den aktuellen Rentenwert-Ost bis zum Jahr 2020 auf das  
Westniveau anzuheben. Zeiten der Niedriglohnbeschäftigung sind sowohl in Ost als  
auch in West mit der Rente nach Mindestentgeltpunkten aufzuwerten. 

4 Solidarische Krankenversicherung bedarfsgerecht ausbauen 

Bedarfsgerechte und 

wohnortnahe Gesund­

heitsversorgung 

sicherstellen 

Es müssen alle Leistungen erbracht werden, die medizinisch notwendig und zweckmä­

ßig sind, um ein Höchstmaß an Gesundheit zu erreichen. Dabei ist flächendeckend eine 

bedarfsgerechte, qualitativ hochwertige, wohnortnahe und barrierefreie Gesundheits­

versorgung sicherzustellen. Finanzielle und strukturelle Fehlanreize, die zu einer Über-, 

Unter- oder Fehlversorgung beitragen, müssen beseitigt werden. 



  

 

  

 

  

 

 

  

 

 

 

 

Einseitige Belastungen 

abschaffen 

Bürgerversicherung 

einführen 

Die einseitigen Belastungen der Versicherten, insbesondere der Abbau von Leistungen, 

Zusatzbeiträge und Zuzahlungen, müssen abgeschafft werden und die gesetzliche Kranken­

versicherung muss einheitlich und solidarisch finanziert werden. Erforderlich sind eine so­

fortige Rückkehr zur vollen paritätischen Beitragssatzfinanzierung und die Anhebung der 

Beitragsbemessungsgrenze zumindest auf das Niveau der gesetzlichen Rentenversicherung. 

Um eine bedarfsgerechte und leistungsfähige Versorgung für alle sicherzustellen, muss ein 

einheitliches Versicherungssystem auf der Grundlage der gesetzlichen Krankenversicherung 

geschaffen werden, das alle gerecht in die Finanzierung einbezieht. Damit wird die Finan­

zierungsbasis gestärkt und die Krankenversicherung wird gerecht und zukunftsfest gemacht. 

5 Pflegerisiko solidarisch absichern 

Pflege­Bürgerversiche­

rung einführen 

Reha vor und bei Pflege 

stärken 

Qualität und Transparenz 

in der Pflege verbessern 

Für ein gerechtes und leistungsfähiges Pflegesystem und zur Vermeidung pflegebedingter  

Armut müssen in der sozialen Pflegeversicherung die Leistungen dynamisiert und ausge

weitet werden. Die soziale Pflegeversicherung ist zu einer Pflege-Bürgerversicherung wei

terzuentwickeln. Die private Pflegepflichtversicherung ist unverzüglich in die solidarische  

Finanzierung einzubeziehen. 

­

­

Der gesetzliche Auftrag des Grundsatzes „Rehabilitation vor und bei Pflege“ muss 

gezielt umgesetzt werden. Damit die Krankenkassen ihrer Verpflichtung nachkom­

men, sind entsprechende Anreize, wie etwa fallbezogene Finanzzuweisungen aus dem 

Gesundheitsfonds, zu installieren. 

Würdevolle und qualitativ hochwertige Pflege erfordert insbesondere eine gute Personal­

ausstattung bei guter Bezahlung. Die Pflegequalität muss wirksam gesichert, kontrolliert 

und so dargestellt werden, dass fundierte Wahlentscheidungen getroffen werden können. 

6 Sozialen Schutz bei Beschäftigung und Arbeitslosigkeit sichern 

Ordnung auf dem Arbeits­

markt herstellen 

Mindestlohn erhöhen 

Soziale Sicherheit bei 

Arbeitslosigkeit herstellen 

Die Ungerechtigkeiten und Fehlentwicklungen im Arbeitsmarkt müssen beseitigt wer­

den. Die Umwandlung von prekären Beschäftigungsverhältnissen in sozial abgesicherte 

Normalarbeitsverhältnisse muss Ziel der Arbeitsmarktpolitik sein. Missbräuche bei Leih­

arbeit, befristeter Beschäftigung und Werkverträgen sowie Scheinselbstständigkeit sind 

abzuschaffen. Minijobs sind durch sozialversicherungspflichtige Arbeit zu ersetzen. Die 

Integration von Flüchtlingen darf nicht dazu missbraucht werden, arbeits- und sozial­

rechtliche Standards zu unterwandern. 

Der gesetzliche Mindestlohn muss ein wirksames Mittel zur Armutsbekämpfung dar­

stellen und ist daher erheblich anzuheben. Die Anpassung des Mindestlohns muss jähr­

lich erfolgen. Ausnahmen für Langzeitarbeitslose und Jugendliche sind zu streichen. 

Die Arbeitslosenversicherung muss wieder das vorrangige Sicherungssystem bei Erwerbs­

losigkeit werden. Hierzu sind die Bezugsdauer von Arbeitslosengeld I und die Rahmen­

fristen zur Erlangung der Anwartschaften zu verlängern. Im Rahmen einer Generalrevi­

sion muss Hartz IV überwunden werden. Ein zusätzliches Arbeitslosengeld II Plus ist ein­

zuführen. Mit dieser Leistung soll ein Ausgleich für ehemals sozialversicherungspflichtig 

beschäftigte Langzeitarbeitslose geschaffen werden, um den finanziellen Abstieg in die 

Grundsicherung zu verhindern. Die Förderung von Langzeitarbeitslosen durch Eingliede­

rungszuschüsse ist zu verbessern. 



  

  

 

 

 

 

   
  

7 Frauen und Männer konsequent gleichstellen 

Eigenständige Existenz­

sicherung von Frauen  

gewährleisten 

Für ein ausreichendes Einkommen von Frauen müssen folgende Voraussetzungen  

erfüllt sein: Vereinbarkeit von Familie und Beruf, gerechte Entlohnung und Auf-

stiegschancen sowie umfassende soziale Absicherung. Frauen müssen im Alter von  

ihrer Rente leben können. 

Alleinerziehende  

unterstützen 

Alleinerziehende und ihre Kinder sind besonders armutsgefährdet. Um auch für sie die  

Existenzsicherung zu gewährleisten, sind Alleinerziehende in den ersten Arbeitsmarkt zu  

integrieren. Elterngeld darf nicht auf die Grundsicherungsleistungen der Mutter bezie

hungsweise des Vaters angerechnet werden. 

­

Gute Arbeit ist möglich Die Minijobregelung und die Steuergesetzgebung setzen Fehlanreize und verhindern  

sozialversicherungspflichtige Arbeit. Schwarzarbeit kann nicht toleriert werden. Auch  

der Privathaushalt muss als regulärer Arbeitsmarkt ausgebaut und etabliert werden.  

Daher müssen die haushaltsnahen Beschäftigungsverhältnisse als vollwertige sozial

versicherungspflichtige Arbeit aufgewertet werden. 

­

8 Soziale Rechte in Europa stärken 

Für ein soziales Europa	 Die soziale Dimension in der EU muss gestärkt werden. Die Europäische Kommission 

und das Europäische Parlament müssen sich für ein soziales Europa einsetzen. Hierzu 

sollten die Mitgliedstaaten angehalten werden, soziale Mindeststandards hinsichtlich 

einer existenziellen Grundsicherung zu entwickeln sowie für ihre Bevölkerung den 

Zugang zu gesundheitlichen, pflegerischen und sozialen Dienstleistungen zu schaffen. 

Keine Verschlechterung 	

sozialer Standards	 

 Die Kernkompetenz in der Sozialpolitik liegt bei den Mitgliedstaaten und muss von diesen  

wahrgenommen werden. Es ist von der EU darauf hinzuwirken, dass die Mitgliedstaaten  

eigene Mindestsicherungssysteme insbesondere zur Absicherung bei Arbeitslosigkeit auf

bauen. Politische Entscheidungen auf der europäischen Ebene dürfen nicht zu einer Ver

schlechterung sozialer Standards in Deutschland und in den anderen Mitgliedstaaten führen. 

­

­

Abkehr von der rigiden 

Sparpolitik zur Konsoli­

dierung der öffentlichen 

Haushalte 

Erforderlich ist ein Kurswechsel hin zu einem sozialen Europa mit solidarischen Krisen-

lösungen und sozial ausgewogenen Zukunftsprogrammen. Die zerstörerische Dominanz 

der Finanzmärkte in Europa muss beendet werden, vorhandene wirtschaftliche Ungleich-

gewichte sind abzubauen. Notwendig ist die Abkehr von der rigiden Sparpolitik, welche 

große Teile der Bevölkerung, insbesondere in den südeuropäischen Mitgliedstaaten, in 

Existenznot gebracht hat und weiterhin bringt. 

Berlin, 23. März 2017 

DER BUNDESVORSTAND 

sovd.de
 
Sozialverband Deutschland e. V. Tel. 030 72 62 22­0 
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